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Polen vor den Parlamentswahlen

Weiter rechts  
geht immer
Paul Simon

INTERGLOBAL

Wenige Wochen vor der Parlaments-
wahl am 15. Oktober führt die in 
der bisherigen Regierung dominie-
rende Partei PiS in den Umfragen. 
Sie könnte jedoch wohl nur mit der 
rechtsextremen „Konfederacja“ 
eine neue Regierung bilden. Auch 
die oppositionelle liberalkonserva-
tive Bürgerplattform schlägt in der 
Migrationspolitik rechte Töne an.

Einen symbolträchtigeren Tag 
hätte sich die als Schwergewicht in-
nerhalb der Koalition regierende Par-
tei „Prawo i Sprawiedliwość“ („Recht 
und Gerechtigkeit“; PiS) nicht aussu-
chen können: Am 17. September, dem 
84. Jahrestag des Einmarschs der Sow-
jetunion in Polen, veröffentlichte sie 
im Internet ein Video, in dem Vertei-
digungsminister Mariusz Błaszczak 
(PiS) schwere Vorwürfe gegen den 
Vorsitzenden der liberalkonservativen 
„Platforma Obywatelska“ („Bürger-
plattform“; PO), Donald Tusk, erhebt: 
„Achtung! Die Tusk-Regierung war be-
reit, im Kriegsfall die Hälfte des Lan-
des aufzugeben!“

Belegen sollten das ehemals streng 
geheime Verteidigungspläne aus dem 
Jahr 2011, als Tusk Ministerpräsident 
war. Ihnen zufolge hatte die polnische 
Armee im Falle eines Angriffs aus dem 
Osten Verteidigungslinien weit hin-
ter der Grenze vorbereitet. „Der Plan 
zeigt es deutlich: Lublin, Rzeszów oder 
Łomża hätten das polnische Butscha 
werden können!“, sagt Błaszczak in 
dem Videoclip. Alle diese Städte liegen 
im Osten Polens, traditionell der Lan-
desteil mit den meisten PiS-Wählern. 
Dass die seit 2015 die Regierungspoli-
tik bestimmende Partei PiS das Thema 
Landesverteidigung derart für einen 
Wahlkampf ausschlachtete, empörte 
zahlreiche Beobachter – ein ehema-
liger General nannte die Veröffentli-
chung der Verteidigungspläne sogar 
„Verrat“. 

Wenige Wochen vor der Parla-
mentswahl am 15. Oktober liegt das 
von PiS geführte nationalkonserva-

tive Parteienbündnis „Zjednoczona 
Prawica“ („Vereinte Rechte“) laut 
Umfragen zwar mit bis zu 39 Prozent 
klar vor dem Zusammenschluss, der 
sich um Tusks PO gebildet hat und als 
„Koalicja Obywatelska“ („Bürgerko-
alition“; KO) nur 30 Prozent erzielen 
würde; beide Bündnisse könnten je-
doch nur mit Koalitionspartnern eine 
Mehrheitsregierung bilden.

Zur Rhetorik von PiS gehört es seit 
Jahren, ihre Gegner als bedrohlich für 
Polen und illoyal darzustellen. Der PiS-
Vorsitzende Jarosław Kaczyński nann-
te Tusk im August „die Verkörperung 
des reinen Bösen“ und die Opposition 
„Verräter“. Tusk, von 2014 bis 2019 
Präsident des Europäischen Rats, sei 
eine Marionette der EU-Bürokratie, 
heißt es bei PiS. Er habe in seiner Zeit 
als Ministerpräsident in den Jahren 
2007 bis 2014 eine russlandfreund-
liche Politik betrieben – und vor al-
lem Deutschland gegenüber sei er 
unterwürfig.

PiS selbst stehe dagegen für Sou-
veränität und die Durchsetzung polni-
scher Interessen – gegen die EU, gegen 
Russland, und, im Konflikt um den 
Import von Getreide aus der Ukraine, 
sogar gegen die Regierung in Kiew. 
Und besonders gegen Deutschland: 
In einem PiS-Werbespot von Anfang 
September ruft ein Vertreter der deut-
schen Botschaft Kaczyński an und bit-
tet ihn mit starkem deutschem Akzent, 
über eine Anhebung des Rentenalters 
in Polen zu sprechen. Der jedoch ant-
wortet kühl: „Richten Sie dem Kanzler 
aus, dass die Polen über diese Angele-
genheit entscheiden werden. Tusk ist 
nicht länger hier und diese Praktiken 
sind vorbei.“

Tatsächlich hatte die Regierung 
Tusk 2012 das Renteneintrittsalter auf 
67 erhöht. Als PiS 2015 an die Macht 
kam, senkte sie es wieder. Solche so-
zialpolitischen Maßnahmen sind seit 
Jahren das Erfolgsrezept von PiS: Wäh-
rend der wirtschaftsliberale Tusk die 
unpopuläre Reform mit Verweis auf 
Wettbewerbsfähigkeit und den Staats-

Ministère de la Mobilité et des 
Travaux publics  
 
Administration des bâtiments 
publics 

Avis de marché 

Procédure : européenne ouverte

Type de marché : travaux

Modalités d’ouverture des offres :    
Date : 24/10/2023  Heure : 10:00

SECTION II : OBJET DU MARCHÉ

Intitulé attribué au marché : 
Lot-A1-28 : travaux d’installation de 

cuisine à exécuter dans l’intérêt du 

réaménagement et de l’extension du 

centre militaire Herrenberg à Diekirch.

Description succincte du marché : 
La capacité de production est 

d’env. 1.300 repas. 

Les travaux contiennent : une zone 

de livraison et décartonnage ; des 

meubles neutres ; une réserve sèche 

avec étagères ; des chambres froides 

12 (+), 5 (-) et 2 CRR ; une légumerie 

avec déboîtage et meubles neutres ; 

préparations froides, local pâtisserie, 

préparations viande ; préparations 

chaudes ; plonge, laverie ; un office 

petits déjeuners ; des meubles de 

distribution (2 selfs) ; 2 comptoirs et 

des appareils électromécaniques et 

transport. 

La durée des travaux est de 150 jours 

ouvrables par intermittence. 

La durée annoncée comprend la 

réalisation des plans d’atelier (40 jours) 

et la fabrication (50 jours). 

Le montage est prévu dès mars 2025 

(60 jours).  

Les travaux sont adjugés à prix unitaires.

SECTION IV : PROCÉDURE

Conditions d’obtention du cahier des 
charges : 
Les documents de soumission peuvent 

être retirés via le portail des marchés 

publics (www.pmp.lu). 

SECTION VI : RENSEIGNEMENTS 
COMPLÉMENTAIRES

Autres informations : 

Conditions de participation : 
Toutes les conditions de participation 

sont indiquées dans les documents de 

soumission. 

Réception des offres :
Les offres sont obligatoirement et 

exclusivement à remettre via le portail 

des marchés publics avant la date et 

l’heure fixées pour l’ouverture.

Date d’envoi de l’avis au Journal 
officiel de l’U.E. : 18/09/2023

La version intégrale de l’avis 
no 2301581 peut être consultée sur 
www.marches-publics.lu

 
 

Avis de marché 

Procédure : européenne ouverte

Type de marché : travaux

Modalités d’ouverture des offres :    
Date : 19/10/2023  Heure : 10:00

SECTION II : OBJET DU MARCHÉ

Intitulé attribué au marché : 
Soumission relative aux travaux 

d’ouvrage sec, plâtrerie et faux 

plancher à exécuter dans l’intérêt de la 

construction des Archives nationales à 

Esch-Belval.

Description succincte du marché : 
Travaux de cloisons et faux plafonds en 

plaques de plâtre, des enduits plâtre et 

ciment et des faux planchers 

SECTION IV : PROCÉDURE

Conditions d’obtention du cahier des 
charges : 
Dossier de soumission à télécharger 

gratuitement sur le portail des marchés 

publics (www.pmp.lu).

SECTION VI : RENSEIGNEMENTS 
COMPLÉMENTAIRES

Autres informations : 

Conditions de participation : 
Les conditions de participation sont 

précisées dans les documents de 

soumission.

Réception des offres : 
La remise électronique des offres 

sur le portail des marchés publics 

(www.pmp.lu) est obligatoire pour 

cette soumission conformément à la 

législation et à la réglementation sur les 

marchés publics avant les date et heure 

fixées pour l’ouverture.

Date d’envoi de l’avis au Journal 
officiel de l’U.E. : 14/09/2023

La version intégrale de l’avis 
no 2301988 peut être consultée sur 
www.marches-publics.lu

Avis

http://www.marches-publics.lu/
http://www.marches-publics.lu/
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Rechts geht’s lang: Polens 
Premierminister Mateusz Morawiecki 

bei einer Wahlkampfveranstaltung 
seiner Partei „PiS“ („Recht und 

Gerechtigkeit“) am 8. September in 
Tomaszow Lubelski. Fo
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haushalt durchsetzte, nahm PiS sie 
zurück und verkauft das als Sieg der 
nationalen Souveränität.

Die Souveränität Polens zu schüt-
zen, heißt für PiS ganz zentral aber 
auch: Flüchtlinge aus dem Nahen Os-
ten, Afrika und Asien aus dem Land 
zu halten. Fast wie 2015 macht die 
Partei derzeit Stimmung mit Bildern 
von Flüchtlingen an den EU-Außen-
grenzen. Die Botschaft: Um Polen vor 
diesem Übel zu beschützen, helfen nur 
die strikte Ablehnung jeglicher Flücht-
lingsverteilung auf EU-Ebene und 
hohe, stacheldrahtbewehrte Zäune 
wie an der Grenze zu Belarus.

Der Aufstieg der erst 
2019 gegründeten 
„Konfederacja“, die 
rechtslibertäre bis rechts- 
extreme Strömungen 
vereint, könnte die 
polnische Politik dauerhaft 
verändern.

„Tusk wollte so viele Migranten 
nach Polen lassen, wie Deutschland es 
ihm befiehlt“, sagt Ministerpräsident 
Mateusz Morawiecki (PiS) in einem 
ihrer Werbespots. „Er wollte es ein-
mal tun, er würde es wieder tun. Wir 
dürfen die Rückkehr dieses Schädlings 
nicht erlauben.“

Ironischerweise ist PiS bei dem 
Thema selbst in der Defensive. Die 
PO wirft der PiS-geführten Regierung 
vor, dass in den vergangenen Jahren 
in polnischen Konsulaten weltweit 
Hunderttausende Visa an Migran-
ten verkauft worden seien, die damit 
nach Polen und dem Schengen-Raum 
gereist seien. Die Regierung räumt 
bisher nur den Verkauf von einigen 
Hundert Visa ein, entließ allerdings 
bereits den stellvertretenden Außen-
minister Piotr Wawrzyk (PiS); die 

Staatsanwaltschaft hat Ermittlungen 
aufgenommen.

Tusk sieht in dem Visa-Skandal 
offenbar eine willkommene Chance, 
PiS beim Thema Migration von rechts 
zu attackieren. „Wer auch immer aus 
Afrika nach Polen will, geht zu un-
serer Botschaft, kauft ein gestempel-
tes Visum, gibt seine Daten an und 
los geht’s! Das ist die PiS-Migrations- 
politik“, schrieb er auf der Plattform X, 
vormals Twitter.

Diese gegen Flüchtlinge gerichtete 
Rhetorik hilft auch der nationalistischen 
und rechtsextremen Partei „Konfederacja 
Wolność i Niepodległość“ („Konföde-
ration der Freiheit und Unabhängig-
keit“; kurz „Konfederacja“). Sie habe 
das Alleinstellungsmerkmal, Ressen-
timents nicht nur gegen afrikanische 
oder muslimische Flüchtlinge zu schü-
ren, sondern auch gegen ukrainische, 
sagte Patrycja Wieczorkiewicz, eine 
der Chefredakteurinnen der linken 
Zeitschrift „Krytyka Polityczna“, der 
woxx. „PiS wird wohl nicht genug Par-
lamentssitze haben, um alleine eine 
Regierung zu bilden. Es bleibt also nur 
eine Koalition mit der Alt-Right, der 
Konfederacja. Davor haben wir alle ge-
rade Angst.“

Der Aufstieg der erst 2019 gegrün-
deten „Konfederacja“, die rechtsliber-
täre bis rechtsextreme Strömungen 
vereint und derzeit in Umfragen bei 
elf Prozent liegt, könnte die polnische 
Politik dauerhaft verändern. Zwar 
kündigt die Partei bisher an, im Fal-
le unklarer Mehrheiten keine Regie-
rungskoalition mit dem PiS-Bündnis 
einzugehen, sondern Neuwahlen zu 
fordern, doch sollte es zu einer Min-
derheitsregierung kommen, würde es 
dank ihr eine noch weiter rechts ste-
hende Mehrheit im Parlament geben 
als bisher.

Eine Koalition aus dem PiS-Bündnis 
und „Konfederacja“ hätte einige Wi-
dersprüche zu überbrücken: Während 
PiS für Sozialpolitik und hohe Renten 
steht, will die „Konfederacja“ Steuern 
senken und Sozialausgaben kürzen. 

Die PiS-Wählerschaft ist eher älter, die 
„Konfederacja“ hat bei den Jüngeren 
Erfolg – ihrem 36-jährigen Co-Vorsit-
zenden Sławomir Mentzen folgen auf 
„Tiktok“ fast 800.000 User. „Das Ste-
reotyp, dass rechte Wähler ungebildet 
und vom Dorf seien, stimmt bei ihnen 
überhaupt nicht“, sagt Chefredakteu-
rin Wieczorkiewicz. „Die meisten Un-
terstützer der Konfederacja sind ge-
bildete Männer aus Großstädten und 
Unternehmer oder Ähnliches.“

Auffällig sei der „Gender Gap“ 
zwischen den politischen Lagern, wie 
Wieczorkiewicz anhand ihrer eigenen 
Leserschaft deutlich macht. Die Zeit-
schrift „Krytyka Polityczna“ wurde 
2002 als Organ einer nicht mehr vom 
Realsozialismus geprägten, moder-
neren Linken gegründet. Ihre Leser 
seien  – wie die Wähler linker Partei-
en – eher jung und weiblich. „Bei den 
Männern ist es andersherum, 40 Pro-
zent der jungen Männer wählen die 
Alt-Right“, so Wieczorkiewicz.

Auch die PO kann den derzeitigen 
Umfragen nach nur hoffen, mit einer 
ebenfalls widersprüchlichen Koaliti-
on eine Regierung bilden zu können. 
Hinzu müsste unter anderem das lin-
ke Parteienbündnis „Lewica“ („Die 
Linke“) kommen. Eine Traumkoalition 
wäre das für die polnische Linke nicht. 
„Die PO will sich als liberale Partei 
präsentieren, aber das ist sie nicht. Sie 
verbreitet auch rassistische Rhetorik, 
um den Leuten Angst vor Flüchtlin-
gen zu machen“, sagt Wieczorkiewicz. 
„Sie war auch bereits acht Jahre an der 
Macht, hat aber damals viele Verspre-
chen, beispielsweise bei Abtreibungs- 
oder LGBT-Rechten, nicht erfüllt.“

Das soll diesmal anders werden, 
beteuert die PO: Sie will nicht nur Steu-
ern senken und ins Gesundheitssystem 
investieren, sondern verspricht, den 
illiberalen Staatsumbau der vergan-
gen Jahre rückgängig zu machen und 
den Rechtsstaat wiederherzustellen. 
So will Donald Tusk die Konflikte mit 
der EU beilegen, damit diese bislang 
blockierte Milliardenzahlungen an Po-

len freigibt. Außerdem verspricht er, 
die PiS-Kontrolle über die Medien zu 
beenden.

„PiS will die Medien kontrol-
lieren wie Fidesz in Ungarn“, sagt 
Wieczorkiewicz. „Die Partei hat schon 
einmal versucht, ein Gesetz wie in 
Ungarn gegen die Finanzierung von 
Medien durch ausländische Stiftun-
gen zu erlassen.“ Das wäre besonders 
für ein linkes Medium wie „Krytyka 
Polityczna“ bedrohlich, das zu großen 
Teilen von Stiftungen aus dem Aus-
land finanziert wird.

Am 4. Juni demonstrierten in War-
schau Hunderttausende gegen die 
von der Opposition so genannte „Lex 
Tusk“, ein Gesetz, das die Einrichtung 
einer Kommission zur Untersuchung 
russischer Einflussnahme auf die pol-
nische Politik vorsieht und gegen die 
Opposition verwendet werden könnte. 
„Es gibt zwar diese riesigen Proteste, 
aber viele Menschen haben das Ge-
fühl, das Thema Rechtsstaat betreffe 
sie nicht, das ist weit weg. Ihnen sind 
andere Probleme wichtiger: Geld zu 
verdienen, ihre Kinder zu versorgen“, 
meint Wieczorkiewicz.

Am 1. Oktober will Tusk bei einem 
„Marsch einer Million Herzen“ für die 
Rechte von Frauen sogar noch mehr 
Menschen als im Juni auf die Straße 
bringen. Für die polnische Linke ist 
es auch ein Problem, dass sich Tusk 
als Anführer einer breiten Front ge-
gen PiS positioniert. „Vielen gefällt es 
nicht, dass wir auch die Opposition 
kritisieren, nicht nur PiS“, sagt Wie-
czorkiewicz. „Es gibt einen großen 
Druck, den Mund zu halten. Aber wir 
sind in erster Linie Journalisten und in 
zweiter Linie Linke. Wir werden nicht 
aufhören, auch die PO zu kritisieren.“

Paul Simon ist Redakteur der in Berlin 
erscheinenden Wochenzeitung „Jungle World“, 
deren Redaktion sich vergangene Woche zu 
Recherchezwecken in Polen aufgehalten hat.


